Beschlussvorlage w
BV/2020/0211 STADT
ST.INGBERT

Kultur, Bildung und Familie (4)

Beratungsfolge und Sitzungstermine
N 30.01.2020 Kultur-, Bildungs-, Sozial- und Tourismusausschuss
O 27.02.2020 Stadtrat

Forderung von Investitionen im Rahmen der
Kinderbetreuungsfinanzierung; Festlegung der
Finanzierungsanteile

Die Stadt beteiligt sich mit 30% an den zuwendungsfahig anerkannten Kosten bei
Investitionen in den Kindertagesstatten freier Trager.
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Erlauterungen
Forderung von Investitionen im Rahmen der Kinderbetreuungsfinanzierung;
Festlegung der Finanzierungsanteile

Durch die im Amtsblatt des Saarlandes am 28. November 2019 veroffentlichten
Richtlinien (in Anlage beigefligt) wird die Finanzierung von BaumafRnahmen und
substanzerhaltender Sanierungsmalinahmen von Kindertagesstatten (Richtlinien
zum 2. Landesprogramm ab 2019) neu geregelt.

Gegeniiber den Férderrichtlinien friiherer Jahre gibt es verschiedene Anderungen:

o die Deckelung der zuwendungsfahigen Bausumme insgesamt und die der
Baunebenkosten wurden aufgehoben. Somit durften bei den Bauvorhaben —
wenn Uberhaupt — nur noch geringe nicht zuwendungsfahige Baukosten
entstehen, solange sich die Bauherren an die ministeriellen Vorgaben fir die
Erstellung einer Einrichtung halten.

e das zustandige Ministerium fur Bildung und Kultur dbernimmt 40 Prozent der
erforderlichen zuwendungsfahigen Kosten — unabhangig davon, ob es sich um
Krippen- oder Kindergartenplatze handelt

 die bisherige Regelung der Ubernahme der restlichen Baukosten wurde unter
6.2 aufgehoben: ,Die restliche Finanzierung von 60 Prozent ist zwischen dem
Trager der MaRnahme und den sonstigen Zuwendungsgebern abzustimmen,
um die Gesamtfinanzierung sicherzustellen.

Bisherige Zuwendungspraxis:

Verordnung zur Ausfiihrung des Saarldndischen Kinderbetreuungs- und-
Bildungsgesetztes (Ausfiihrungs-VO SKBBG) vom 2. September 2008, zuletzt
geandert durch die Verordnung vom 18. November 2014 (Amtsblatt. | S. 420).

§ 16 Finanzierung der InvestitionsmalBnahmen

(2) Bei Kindergédrten und Kinderhorten in freier Tragerschaft sind von dem
Trdger mindestens 30 v.H. der Investitionskosten als Eigenleistung
sicherzustellen. Der Gemeindeverband, in dessen Zustidndigkeit der
Kindergarten oder Kinderhort liegt, gewéhrt fiir diese Einrichtungen einen
Zuschuss von mindestens 20 v.H. der Investitionskosten. Die Sitzgemeinde soll
sich in den Grenzen ihrer Leistungsfahigkeit angemessen an den
Investitionskosten beteiligen; als angemessen gilt in der Regel ein Betrag von
20 v.H. der Investitionskosten. Erstreckt sich das Einzugsgebiet des Kindergartens
oder des Kinderhortes auf mehrere Gemeinden, so ist der Zuschuss von beteiligten
Gemeinden gemeinsam aufzubringen:

(4) Investitionskosten fiir Kinderkrippen tragen der Gemeindeverband, in
dessen Zustandigkeit die Kinderkrippe liegt und die Sitzgemeinde jeweils zu 30
Prozent.
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(5) Das Land gewahrt dem Trdager nach MaBBgabe des Landeshaushalts einen
Zuschuss in Héhe von 30 Prozent der Investitionskosten fiir Kindergarten und
Kinderhorte; bei Investitionskosten fiir Kinderkrippen betrdgt der Zuschuss 40
Prozent.

Bisherige Regelung im Saarpfalz-Kreis:

Mit den Burgermeistern des Kreises wurde im Jahre 1991 auf der damaligen
gesetzlichen Grundlage zur Finanzierung der Baumalnahmen (§12 des Gesetzes
Nr. 969 zur Férderung der Baumalinahmen vorschulischer Einrichtungen), die der
obigen entsprach, eine Ubereinkunft getroffen, die freien Trager den &ffentlichen
Tragern gleichzustellen. Dies geschah vor dem Hintergrund, dass auf Grund des
damals anstehenden Rechtsanspruches auf einen Kindergartenplatz die Schaffung
neuer Platze erforderlich war. Es wurde vereinbart, dass im Saarpfalz-Kreis bei allen
entsprechenden Tragern
Finanzierungsanteil in Hohe von 30% zwischen Kreis und Kommune wie folgt

Investitionsmalinahmen von freien deren
aufgeteilt wird: der Saarpfalz-Kreis Ubernimmt 10% des Trageranteils und die
Kommune 20%.

Somit Ubernahm die Kommune bisher grundsatzlich 40% der Investitionskosten im
Kindergarten- und 30%
(Kindergarten und Krippenbereich). Die freien Trager hatten also in der Regel keine
Baukosten zu tragen. Auf dieser Grundlage wurden seither alle Baumalhahmen

finanziert.

im Krippenbereich, der Saarpfalz-Kreis jeweils 30%

Finanzierung der BaumaBRnahmen bisher:

Kindergarten

Gesetzeslage
bisher

Gesetzeslage
bisher

Ubereinkunft mit
Biirgermeistern im

(Bautrager (Bautrager Saarpfalz-Kreis
Kommune) Freier Trager)

Land 30% 30% 30%

Kreis 30% 20% 30%

Kommune (40% 20% 40%

Freier Trager|0% 30% 0%
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Krippe

Gesetzeslage
bisher

Gesetzeslage
bisher

(Bautrager (Bautrager
Kommune) Freier Trager)
Land 40% 40%
Kreis 30% 30%
Kommune |30% 30%
Freier Trager (0% 0%

Ausgehend von dieser Praxis schlagt die Verwaltung vor, dass sich die Stadt auf
Grundlage der neuen Richtlinien mit 30% an den zuwendungsfahigen anerkannten
Kosten bei Investitionen in Kindertagesstatten beteiligt. Einen entsprechenden
Beschluss hat der Kreis bereits gefasst auf Grundlage der Richtlinien zum 4.
Bundesprogramm, das zwischenzeitlich durch die Richtlinien zum 2.
Landesprogramm ab 2019 abgelost wurde.

Finanzierungsvorschlag fur kiunftige BaumaBnahmen:

Bau- und Sanierungs- Richtlinien |Vorschlag
maBnahmen Kindergarten 2019

Land 40% 40%

Kreis * 30%
Kommune * 30%

Freie Trager * 0%

*die restliche Finanzierung von 60% ist zwischen Trager der MalRnahme und den sonstigen Zuwendungsgebern

abzustimmen.

Mit dieser Regelung tragt die Kommune im Krippenbereich weiterhin 30%, im
Kindergartenbereich mussen aufgrund der Erhdhung des Landesanteils nur noch
30% statt 40% getragen werden.

Finanzielle Auswirkungen:
Mittel mussen jeweils im Haushalt bereitgestellt werden.

Anlagen:
Richtlinien zum 2. Landesprogramm ab 2019
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1.

Richtlinien zur Férderung

von Investitionen zur Schaffung zusitzlicher
Betreuungsplitze in Kindertageseinrichtungen
und in der Kindertagespflege sowie fiir
substanzerhaltende Sanierungsmaffinahmen von

Kindertageseinrichtungen

(Richtlinien zum 2. Landesprogramm ab 2019)

Vom 19. November 2019

Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1

Das Saarland gewihrt im Rahmen der ver-
fiigbaren Haushaltsmittel auf der Grund-
lage der Verordnung zur Ausfithrung des
Saarlidndischen Kinderbetreuungs- und -bil-
dungsgesetzes (Ausfithrungs-VO SKBBG),
nach den Regelungen dieser Richtlinien
und gemiB den §§ 23, 44 LHO nebst den
hierzu ergangenen Verwaltungsvorschriften
Zuwendungen fiir Investitionen betreffend
den Erhalt und Ausbau einer bedarfsgerech-
ten Infrastruktur im Bereich der Erziehung,
Bildung und Betreuung von Kindern in Kin-
dertageseinrichtungen (Kinderkrippen, Kin-
dergirten, Kinderhorte nach § 1 Absatz 2
der Ausfithrungs-VO SKBBG) und in der
Tagespflege fir Kinder unter drei Jahren
sowie fiir SanierungsmaBnahmen zur Subs-
tanzerhaltung von Kindertageseinrichtun-
gen. Dem Auftrag der Inklusion wird dabei
Rechnung getragen.

Die Definition einer bedarfsgerechten In-
frastruktur fiir Pldtze in Kindertageseinrich-
tungen im Sinne der Richtlinien erfolgt im
Rahmen der dreijahrigen Entwicklungspla-
nung, die die ortlichen Triger der offentli-

chen Jugendhilfe (Jugendhilfetriger) mit
dem Ministerium fiir Bildung und Kultur
abstimmen und bei Bedarf jdhrlich anpassen
kénnen.

Der tatsidchliche Bedarf ist dabei durch den
Jugendhilfetriger detailliert zu begriinden.

2. Gegenstand der Forderung

2.1

22

24

Geférdert werden erforderliche Investi-
tionen, die der Schaffung oder Ausstattung
zusitzlicher Betreuungspldtze dienen. Zu-
sdtzliche Betreuungsplidtze sind solche,
die entweder neu entstehen oder solche er-
setzen, die ohne Erhaltungsmafnahmen
wegfallen. Dazu gehéren Investitionen fiir
Grundsanierungen, Ersatzneubauten, Neu-
bauten, Ausbauten, Erweiterungsbauten,
Umbauten (Umwandlung von Teilzeit- in
Ganztagsplidtze und von Betreuungsplitzen
fir andere Altersgruppen), Erwerb eines Ge-
biudes und Ausstattungen, soweit diese im
Sinne von Satz 1 der Schaffung von zusitzli-
chen Betreuungsplitzen in Kindertagesein-
richtungen dienen.

Zuwendungsfihig sind Investitionen fiir
Mafnahmen, die ab dem 1. Januar 2019 be-
gonnen haben und bis zum 31. Dezember
2023 abgeschlossen sind. Als Beginn gilt
der Abschluss eines der Umsetzung des Vor-
habens dienenden rechtsverbindlichen Leis-
tungs- und Lieferungsvertrags, wobei auch
die Forderung eines selbststindigen Ab-
schnitts moglich ist, wenn allein fiir diesen
Abschnitt die Forderkriterien erfiillt sind.

Dabei gilt fir MaBnahmen, die zwischen
dem Ministerium fiir Bildung und Kultur
und dem jeweils zustdndigen Jugendhilfe-
triger abgestimmt sind, die Genehmigung
zum vorzeitigen MaBnahmenbeginn als
erteilt, sofern ein formlicher Antrag nach
Nummer 8.1 der Richtlinien, der sowohl
vom Jugendhilfetréger als auch vom Antrag-
steller unterschrieben wurde und fiir den die
priiffdhigen Unterlagen nach Nummer 8.4
der Richtlinien im Ministerium fiir Bildung

und Kultur vorgelegt werden, gestellt wur-
de.

Gefordert werden notwendige substanz-
erhaltende SanierungsmalBnahmen (siehe
Nummer 7 der Richtlinien).

Im Bereich der Kindertagespflege werden
Ausstattungsinvestitionen gefordert, die der
Schaffung zusitzlicher Betreuungsplatze fiir
Kinder unter drei Jahren dienen.

Ein Anspruch auf Gewihrung einer Zuwen-
dung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die
Bewilligungsbehorde aufgrund ihres pflicht-
gemifBen Ermessens im Rahmen der verfiig-
baren Haushaltsmitte] und bei Maflnahmen
nach Nummer 2.1 unter Beriicksichtigung
der regionalen Bedarfe an Betreuungsplit-
zen.
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2.5

2.6

Im Bereich der Kindertageseinrichtungen
betrigt die Zweckbindungsfrist fiir Bau-
mafnahmen 20 Jahre und fiir Ausstattungs-
investitionen finf Jahre beziehungsweise
zwei Jahre fiir bewegliche Gegenstinde
mit einem Wert unter 800 Euro. Bei nicht
zweckentsprechender Verwendung sind die
Zuwendungen anteilig fiir den Zeitraum
der zweckfremden Verwendung zuriick-
zuzahlen. In Absprache mit dem Zuwen-
dungsgeber, dem Jugendhilfetriger und dem
Landesjugendamt beim Ministerium fiir So-
ziales, Gesundheit, Frauen und Familie kann
unter Beriicksichtigung der rdumlichen Ge-
gebenheiten eine Nutzung der geforder-
ten Ridumlichkeiten je nach Bedarf sowohl
durch unter Dreijdhrige als auch durch tiber
Dreijihrige erfolgen.

Im Bereich der Kindertagespflege hat sich
die Tagespflegeperson im Falle einer Zu-
wendung nach Nummer 2.3 und 6.7 der
Richtlinien zu verpflichten, mindestens drei
Jahre als Tagespfiegeperson fiir Kinder un-
ter drei Jahren zu arbeiten beziehungsweise
dem &rtlich zustindigen Jugendamt zur Ver-
mittlung zur Verfiigung zu stehen. Bei nicht
zweckentsprechender Verwendung ist die
Zuwendung anteilig fiir den Zeitraum der
zweckfremden Verwendung zuriickzuzah-
len.

Begriffsbestimmung

2.6.1 Grundsanierung oder Ersatzneubau-
ten, substanzerhaltende Sanierungs-
mafnahmen

Bestehende Kindertageseinrichtungen
werden durch Grundsanierung von
Bestandsgebiuden oder durch Errich-
tung von Ersatzneubauten gesichert.
Diese Fiille treten ein, wenn die wirt-
schaftliche Nutzungsdauer eines Ge-
béudes beendet ist.

Der bauliche Aufwand (ibersteigt
deutlich den Umfang von substanz-
erhaltenden  Sanierungsmafinahmen,
die lediglich einzelne Bauteile oder
technische Anlagen betreffen, deren
technische Lebensdauer abgelaufen
ist. Substanzerhaltende Sanierungs-
mafnahmen dienen der Erhaltung der
Gebiudesubstanz, dem Schutz von
Personen oder der Aufrechterhaltung
der Betriebsfahigkeit.

2.6.2 Neubau, Ausbau und Erweiterungs-
bau

Zur Schaffung von Krippen-, Kinder-
garten- und/oder Hortpldtzen entsteht
ein neues Gebaude oder ein bestehen-
des Gebidude wird ausgebaut oder er-
weitert.

2.6.3 Umbau

Am bestehenden Gebdude einer
Kindertageseinrichtung werden zur
Schaffung zusitzlicher Krippen-, Kin-
dergarten- und/oder Hortplitze not-
wendige bauliche Verdnderungen vor-
genommen.

2.6.4 MaBnahmen zur Barrierefreiheit zu
MaBnahmen nach Nummer 2.6.1 bis
2.63

Bauliche MaBnahmen, die dazu not-
wendig sind, damit ein bestehendes
Gebidude barrierefrei erreicht und
zweckentsprechend genutzt werden
kann.

2.6.5 MaBnahmen zur qualitativen Verbes-
serung im Rahmen der Grundsanie-
rung

Bauliche Mafinahmen, insbesondere
Mafinahmen zur Schaffung eines an-
gemessenen Raumprogramins.

2.6.6 Ausstattungen

Hierzu gehoren alle beweglichen be-
ziehungsweise nicht fest installierten
Gegenstiinde, die zur Ingebrauchnah-
me, zur allgemeinen Benutzung oder
zur Aufrechterhaltung des Betreu-
ungsangebotes erforderlich sind und
dem Wohl der Kinder dienen.

Ziele der Forderung und Indikatoren

Die Forderung des Ausbaus einer bedarfsgerech-
ten Infrastruktur nach Nummer 1.1 der Richtlinien
stellt eine dauerhafte Aufgabe im Sinne der Da-
seinsvorsorge dar. Ausgehend von Verdnderungen
im Bereich der demografischen, sozialen und ge-
sellschaftlichen Entwicklung wird deutlich, dass
die Nachfrage nach Betreuungsplétzen fiir Kinder
von Geburt bis zum Schuleintritt — etwa durch eine
langere Inanspruchnahme von Kindergartenplat-
zen in unmittelbarem Anschluss an den Besuch
der Krippe — steigt. Zudem bedingt der gestiegene
Bedarf an Ganztagsbetreuung im Kindergartenbe-
reich ein erhohtes Angebot der Ganztagsbetreuung
im Grundschulbereich, das auch durch zusitzliche
Hortplitze bereitgestellt werden soll.

3.1  Indikator hierfur ist fiir neu entstehende Be-
treuungsplitze in Kindertageseinrichtungen
und in der Kindertagespflege die Anzahl
der mit der Forderung entstandenen zu-
sdtzlichen Betreuungsplitze. Soweit sich
die Forderung unter Beriicksichtigung des
in Nummer 2.1 der Richtlinien bestimmten
Gegenstandes auf BaumaBnahmen bezieht,
die bestehende ohne Erhaltungsmafinahmen
wegfallende Betreuungsplitze ersetzen, ist
Indikator die Sicherung der bestehenden
Plitze in Kindertageseinrichtungen und die
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Erhéhung der Ganztagsplitze im Kindergar-
tenbereich.

3.2 Indikator fiir die Forderung substanzerhal-
tender Sanierungsmafinahmen in Kinder-
tageseinrichtungen ist die Fortfiihrung der
bestehenden Angebotsstruktur der Kinder-
tageseinrichtung.

3.3 Indikator fiir den Bereich der Kindertages-
pflege ist die Anzahl der zusitzlichen Be-
treuungsplitze fiir Kinder unter drei Jahren.

Zuwendungsempfinger

Empfinger von Zuwendungen zu Investitionen
nach Nummer 2.1 und 2.2 der Richtlinien kénnen
Tréger von Tageseinrichtungen fiir Kinder nach § 2
Absatz 3 Saarléndisches Kinderbetreuungs- und
-bildungsgesetz sein. Hierzu gehéren die Tréger
der offentlichen Jugendhilfe, die anerkannten
Tréger der freien Jugendhilfe und die kommunalen
Gebietskorperschaften sowie andere Triger von
Kindertageseinrichtungen, soweit diese iiber eine
Anerkennung des ortlich zusténdigen Jugendamtes
verfiigen. Empfénger von Zuwendungen konnen in
begriindeten Einzelfillen auch Gesellschaften des
privaten Rechts sein, an denen das Land oder die
Kommune mittelbar oder unmittelbar beteiligt ist
und deren Gegenstand die Planung und Durchfiih-
rung von BaumaBnahmen ist, soweit sie zugunsten
oder im Auftrag eines der vorgenannten Tréger von
Tageseinrichtungen fiir Kinder tétig werden.

Empfinger von Zuwendungen fiir Ausstattungsin-
vestitionen nach Nummer 2.3 der Richtlinien (Kin-
dertagespflege) konnen nur Personen sein, die im
Besitz einer mindestens noch drei Jahre giiltigen
Erlaubnis zur Kindertagespflege nach § 43 Achtes
Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) sind.

Zuwendungsvoraussetzungen

5.1 Es werden Mittel fir Investitionsvorhaben
nach Nummer 2.1 und 2.2 der Richtlinien
zur Verfiigung gestellt, die den Forder-
zweck und die Voraussetzungen nach Num-
mer 1 und 3 der Richtlinien erfiillen. Dabei
miissen nach diesen Richtlinien geférderte
Mafnahmen am Kindeswohl orientiert sein
und gewibhrleisten, dass die notwendige Be-
triebserlaubnis nach § 45 SGB VIII durch
das Landesjugendamt ohne weitere Aufla-
gen im Hinblick auf die bauliche Situation
der Einrichtung erteilt werden kann.

5.2  Eine Forderung von Maflnahmen nach Num-
mer 2.1 der Richtlinien setzt voraus, dass
die Investitionsvorhaben in der zwischen
den Jugendhilfetrigern und dem Ministe-
rium fiir Bildung und Kultur abgestimmten
Entwicklungsplanung enthalten sind. Diese
kann bei Bedarf aktualisiert werden (siche
Nummer 1.2 der Richtlinien).

5.3  Eine Forderung nach Nummer 2.3 der Richt-
linien (Kindertagespflege) setzt voraus, dass
der Jugendhilfetriager einen Bedarf fiir die

jeweiligen Betreuungsplitze bestitigt und
hierzu eine Erlaubnis zur Kindertagespflege
nach § 43 SGB VIII erteilt hat.

6. Art, Umfang und Héhe der Férderung zu Mafi-

nahmen nach Nummer 2.1 und 2.3

6.1 Die Zuwendung zu Nummer 2.1 der Richt-
linien wird als Zuschuss im Rahmen einer
Projektforderung als Anteilsfinanzierung
gewihrt.

6.2 Der Anteil des Landes zu den nach Num-
mer 2.1 der Richtlinien erforderlichen In-
vestitionen, die der Schaffung oder Ausstat-
tung zusitzlicher Betreuungsplitze dienen,
betridgt 40 Prozent der erforderlichen zu-
wendungsfihigen Kosten.

Die restliche Finanzierung von 60 Prozent
ist zwischen dem Triger der MaBnahme
und den sonstigen Zuwendungsgebern ab-
zustimmen, um die Gesamtfinanzierung si-
cherzustellen.

6.3 Die Zuwendungsfahigkeit der Investitions-
kosten nach Nummer 2.1 der Richtlinien
richtet sich grundsitzlich nach Anlage 6 zu
VV/VV-P-GK Nr. 2.7 zu § 44 LHO. Aus-
nahmen hiervon sind in den Richtlinien de-
finiert.

6.3.1 Die Forderung der Ausstattung (Kos-
tengruppe 600) erfolgt maximal in
Hohe der durch die Bewilligungsbe-
horde festgelegten Pauschalbetriige.

6.3.2 Die Kosten firr die AuBenanlagen
(Kostengruppe 500) sind im Umfang
von in der Regel 11 Prozent der zu-
wendungsfihigen Baukosten (Kosten-
gruppen 300 und 400) forderfahig.

6.4 Bei Zuwendungen zu BaumaBnahmen fiir
freie Triger als Zuwendungsempfinger bis
zu einer Summe von 250.000 Euro und fiir
kommunale Zuwendungsempfénger bis zu
einer Summe von 375.000 Euro werden
Baunebenkosten (Kostengruppe 700) bis zu
20 Prozent der zuwendungsfahigen Kosten
fir Bauwerk und AuBengelinde (Kosten-
gruppen 300, 400 und 500) anerkannt.

6.5 Bei Zuwendungen iiber die in Nummer 6.4
der Richtlinien genannten Betragsgrenzen
hinaus, erfolgt keine Pauschalierung und da-
mit Begrenzung der Anrechnung von Bau-
nebenkosten, sondern in diesen Fillen wer-
den die geltend gemachten Baunebenkosten
(Kostengruppe 700) jeweils auf ihre Ange-
messenheit und Notwendigkeit gepriift.

6.6 Mehrkosten koénnen nur im Ausnahmefall
und nur auf Basis einer detaillierten Begriin-
dung gefordert werden. Mehrkosten, die
aufgrund einer ungeniigenden planerischen
Vorbereitung der MaBBnahme entstehen, sind
nicht forderfahig.
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6.7

Investitionen fiir die Erstausstattung von Be-
treuungsplétzen fiir Kinder unter drei Jahren
in der Kindertagespflege (Nummer 2.3 der
Richtlinien) werden mit einer Pauschale von
600 Euro pro Betreuungsplatz geférdert.
Die Zuwendung wird im Wege der Festbe-
tragsfinanzierung gewahrt.

7. Art, Unfang und Héhe der Forderung subs-
tanzerhaltender Sanierungsmafinahmen nach
Nummer 2.2

Insbesondere zu folgenden substanzerhaltenden
SanierungsmaBnahmen (siehe Nummer 2.6.1 der
Richtlinien) werden Zuwendungen gewéhrt:

7.1 a) Sanierung der Gebidudehiille (Dach, Fassa-

7.2

7.3

7.4

7.5

de, Fenster, AuBlentiiren), der haustechni-
schen Installation einschlieBlich Sanitéraus-
stattung und fest eingebauter Kiichen.

b) Sanierung oder Erneuerung der Umzdunung

des Auflengelédndes.

MalBnahmen des baulichen und technischen
Brandschutzes sowie die Herstellung von
Rettungswegen.

MafBnahmen zur Beseitigung von Unfall-
und Gesundheitsgefahren sowie MaBnah-
men zur Gesundheitsprévention.

Das Ministerium fiir Bildung und Kultur
gewihrt zu den von ihm anerkannten zu-
wendungsfihigen Gesamtkosten der sub-
stanzerhaltenden Sanierungsmafnahme im
Rahmen der Projektférderung als Anteils-
finanzierung einen Zuschuss in Hohe von
30 Prozent, soweit diese nicht durch andere
offentliche Zuschiisse gedeckt sind. Zuwen-
dungsfihige Baunebenkosten (Kostengrup-
pe 700) werden in der Regel auf 20 Prozent
der zuwendungsfahigen Kosten fiir Bauwerk
und Auflengeldnde (Kostengruppen 300,
400 und 500) begrenzt.

Die Bagatellgrenze fiir substanzerhaltende
SanierungsmaBnahmen wird auf eine Ge-
samtsumme der zuwendungsfihigen Brut-
tokosten von 3.000 Euro festgesetzt. Unter-
halb dieses Betrages findet keine Férderung
statt. Zum Uberschreiten der Bagatellgrenze
kénnen mehrere TeilmaBnahmen zusam-
mengefasst werden.

8. Beantragung

8.1

Die Férdermittel fir Investitionen nach
Nummer 2.1 der Richtlinien sind von den
unter Nummer 4 der Richtlinien genannten
Zuwendungsempfingern mit Zustimmung
des jeweiligen Jugendhilfetrigers, belegt
durch dessen Unterschrift, zu beantragen.
Dazu ist das als Anlage | beigefligte An-
tragsformular vollstindig ausgefiillt unter
Beifligung aller antragsbegriindenden Un-
terlagen (siche Nummer 8.4 der Richtlinien)
an das Ministerium fiir Bildung und Kultur,

82

8.3

8.4

Trierer StraBe 33, 66111 Saarbriicken, zu
richten.

Die Fordermittel fiir substanzerhaltende
Sanierungsmafinahmen nach Nummer 2.2
der Richtlinien sind von den unter Num-
mer 4 der Richtlinien genannten Zuwen-
dungsempfingern zu beantragen. Dazu ist
das als Anlage 2 beigefiigte Antragsformu-
lar vollstindig ausgefiillt unter Beifligung
der antragsbegriindenden Unterlagen nach
Nummer 8.4 der Richtlinien in zweifacher
Ausfertigung an das Ministerium fiir Bil-
dung und Kultur, Trierer Strafle 33, 66111
Saarbriicken, zu richten.

Die Férdermittel zu Nummer 2.3 der Richt-
linien fiir Kindertagespflegepldtze sind mit
dem in Anlage 3 beigefiigten Antragsformu-
lar beim Ministerium fiir Bildung und Kul-
tur, Trierer StraBe 33, 66111 Saarbriicken,
Zu beantragen.

Dem vollstdndigen Forderantrag nach Num-
mer 8.1. und 8.2. der Richtlinien miissen —
unbeschadet der VV/VV-P-GK Nr. 6 zu § 44
LHO - folgende Unterlagen beigefiigt wer-
den:

8.4.1 Bei Mafnahmen mit Gesamtkosten
bis 250.000 Euro:
Erlduterungsbericht,  Kostenermitt-

lung nach DIN 276 oder anhand
von Angeboten, Ubersichtspline M.
1 : 100 oder Skizzen mit MaB- und
Flichenangaben, gegebenenfalls Fo-
tos und Fachplanungen.

8.4.2 Bei Mafinahmen mit Gesamtkosten
iiber 250.000 Euro:

Haushaltsunterlage-Bau,  bestehend
aus  Erlduterungsbericht, Kosten-
ermittlung nach DIN 276 (bis zur
3. Gliederungsebene), Flichenermitt-
lung nach DIN 277, Entwurfspline
(Plansatz 2-fach) nach Leistungspha-
se 3 der HOAI (einschlief3lich Aufien-
spielgelidnde) und Fachplanungen.

9, Verfahren

9.1

92

Bewilligung

Bewilligungsbehorde ist das Ministerium
fiir Bildung und Kultur.

Mittelabruf

Die Fordermittel fiir Investitionen nach
Nummer 2.1 und 2.2 der Richtlinien sind
bedarfsgerecht, dem Baufortschritt entspre-
chend und nur anteilig mit etwaigen Zuwen-
dungen anderer Zuwendungsgeber und den
vorgesehenen eigenen oder sonstigen Mit-
teln abzurufen und zu bewirtschaften. Hier-
bei ist zu beachten, dass die Zuwendungen
nur insoweit und nicht eher ausgezahlt wer-
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9.3

den diirfen, als sie voraussichtlich innerhalb
von zwei Monaten nach Auszahlung fiir
fillige Zahlungen im Rahmen des Zuwen-
dungszwecks benttigt werden. Satz 2 gilt
auch fiir die Fordermittel nach Nummer 2.3
der Richtlinien.

Nachweis der Mittelverwendung

Die Zuwendungsempfénger iibersenden dem
Ministerium fiir Bildung und Kultur unter
Verwendung des dem Zuwendungsbescheid
beigefiigten Musters innerhalb von sechs
Monaten nach Abschluss des jeweiligen In-
vestitionsvorhabens einen Sachbericht tiber
die zweckentsprechende Inanspruchnahme
und Verwendung der Férdermittel (Anzahl
und Art der geférderten Vorhaben, geftr-
dertes Gesamtvolumen, Hohe der bereitge-
stellten und verausgabten Mittel, Anzahl der
neu geschaffenen Betreuungsplitze), einen
zahlenmiBigen Nachweis ohne Vorlage von
Belegen sowie die Versicherung, dass alle
einschldgigen Vorschriften, einschlieBlich
vergaberechtlicher Bestimmungen, beachtet
wurden. Das vorgenannte Ministerium kann
erginzende Angaben und Belege anfordern,

9.4

soweit diese zur Uberpriifung erforderlich
sind.

Fiir die Bewilligung, Auszahlung und Ab-
rechnung der Zuwendung sowie fiir den
Nachweis und die Priifung der Verwendung
und die gegebenenfalls erforderliche Auf-
hebung des Zuwendungsbescheides und die
Riickforderung der gewihrten Zuwendung
gelten die VV/VV-P-GK zu § 44 LHO,
soweit nicht in diesen Richtlinien Abwei-
chungen zugelassen werden, sowie die Vor-
schriften des Saarldndischen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes.

10. Inkrafttreten und AuBlerkrafttreten

Diese Richtlinien treten mit Wirkung vom 1. Au-
gust 2019 in Kraft und am 31. Dezember 2023
aufler Kraft.

Saarbriicken, den 19. November 2019

Die Ministerin fiir Bildung und Kultur

Streichert-Clivot

9 von 9 in Zusammenstell ung



	Vorlage
	Anlage  1 Richtlininen zur Förderung 2019

